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Jac. Abels
B. R. L. und der Kaiſerlichen Reichskammergerichts

Advokats

Verſuch
einer naheren Erlauterung

verſchiedener in das Reichsjuſtitzweſen ein
ſchlagender Fragen.

J. Stuck
mit welchem der Verfaſſer den Anfang ſeiner
kunftigen theoretiſch-praktiſchen Vorleſfungen

uber die Kammergerichtliche Praxis auf den

iten Nov, d. J,. ankundigt.

Wetzlar 1783.



Jnhalt
des erſten Stucks.

J.

Ob wider eine dreymal gleichſtimmige Urtheil
das Rechtsmittel der Reviſion an' dem
Reichskammergerichte zulaßig ſey?

II.

Ob auf der, bey der Reproduktion der Appel—
lationsproceſſe, unterlaſſenen Beybringung
der SpecialVollmacht des Advocati cauſſæ
ad iurandum die Strafe der Deſertion
ſteher 27 2Z6

III.
Sind Reichsſtandiſche Rathe von der Aus—

ſchworung des Appellationsendes frey? T4.



J.

Ob wider eine dreymal gleichſtimmige Urtheil

das Rechtsmittel der Reviſion an dem
Reichskammergerichte zulaßig ſey?

Fe J.
Res fehlt es dieſer Frage an einer gewiſſen

unwiderſprochenen Entſcheidung. An
geſehene Rechtsgelehrte, welche im unterſtell-

ten Falle die Reviſion zulaſſen, haben ſich
bisher begnugt, ihre Meinung im Vorbenyge

hen, ohne Anfuhrung beſonderer Grunde, ge

ſagt zu haben. (a) Das Verdienſt, den Ge
genſtand zuerſt ausfuhrlich behandelt zu haben,

gebuhrt dem wurdigen Advokat und Prokura

tor dieſes K. R. K. G. HerrnLt. Helfrich dem

A 2 jungern.
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jungern. Er iſt aber ein Gegner von jenen,
und hat fur die Ausſchlieſſung der Reviſion,
mit ſehr ſcheinbaren Grunden, das Wort ge

redet (b). Mehrere Andere, Manner von
bekannter Einſicht in der Reichskammergericht

lichen Rechtsgelahrtheit (c) ſind auf ſeiner
Seite, Da die Frage in ihren Folgen wichtig
iſt; ſo verlohnt es allerdings der Muhe, einer
zuverlaßigen und wenn es ſeyn kann, von al—

lem kunftigen Widerſpruche freyen Entſchei
dung derſelben, bis in die Quelle nachzu
forſchen.

(a) Freyh. von Cramer in Syſtem. proc. Imp.
J. 1518. Gottfr. Dan. hofmann in diſſ. de
odio reviſionis eam. ſublato &c. ſ. 2. Tuh.
1767. und welcher ein Vorganger von beyden

geweſen zu ſeyn ſcheint, Georg Melch. von
LCudolf in Comment. ſyſt. iur. Cam. edit. nov.
Sect. 2. 7. n. 2o. p. 238.

(b) In diſſert. inaug. de remedio reuiſionis ad—
uerſus Sententiuam ter conformem loeum non

habente. Vürceb. 122
uulò—

(e) Iuſt. Chr. Lud. de Schellwits in difſ. de reme-
dio reuiſionis ex LL. imp. praxi Cameræ

imp.
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imp. præprimis recontiori dilneidato. Göttin-
gæ 1760. 6. 5. n. 4. p. G. ihique lauda tus Exc.
D. Raſor in diſſ. de reuiſionis remedio adver-
ſus decereta extraiudieialia lorum non habente

Cap. 1. 145 15.

g. 2.
Die Reviſion, welche vor dem J. R. A.

noch die hemmende Wirkungskraft hatte, ar—

tete, nachdem die Kammergerichts-Viſitatio

nen und mit dieſen die Erledigung der Revi—
ſionsſachen unterblieben, in ein verderbliches

Mittel, der Execution der Reichskammerge—
richtlichen Urtheile zu entgehen, aus. Ueber

die Berathung, wie dieſem Mißbrauche zu
ſteuern ſey? kam es am Reichskammergerichte

zu ungleichen Meinungen, und es entſtund ge—

gen das Ende des ſechszehenten Jahrhunderts,

ein dubium Camerale daraus.

„Ob ungeachtet der Reviſion, auf Au
„halten der obſiegenden Partheyen und
„auf Oblation oder Leiſtung gebuhrender

„Caution, in puncto executionis zu
„procediren und zu vollfahren, oder ob

A z „damit
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„damit ganzlich bis zu endlicher Erledi—
„gung der ausgeſchriebenen Reviſion,
„ſtill zu ſtehen (a)?

welches der Reichsdeputation von 160o. unter

andern zur Entſcheidung vorgelegt wurde.

Dieſe ließ es aber bey dem ſuſpenſiv Ef
fekte, erkannte gleichwohl die Nothwendigkeit

einer geſetzlichen Verfugung:

„daß das K. G. mit denen bishero zu
„ſonderer Vernachtheilung der Juſtitien

„und derſelben Execution, indifferenter
„und ohne allen Unterſchied geſuchten
„Reviſionen nicht ſo vielfaltig moleſtirt
„und beſchwert werde:

traf zu dem Ende einige zielſetzliche Maaßre

geln, ſtellte aber die Auswahl der ubrigen auf
eine gemeineReichstagige Entſcheidung aus (b).

(a) Dubia Cam. de 1595. N. 122. in Corp. lur.
Cam. Winekler.

(6) Dep. Abſch. von 1600o. h. 144 146.

h. 3.
Die unruhigen Zeitumſtande der erſten

Halfte des ſiebzehenten Jahrhunderts ließen
aber
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aber dieſelbe nicht ſobald, als es wohl nothig

war, zu Stande kommen. Das Kammer—
gericht ſetzte desvwegen denen immer weiter um

ſich greifenden Reviſions-Mißbrauchen ver
ſchiedene proviſoriſche Verfugungen (a) und

unter andern auch dieſe eutgegen, daß

„da vermog KRaiſ. Rechten von Be
„ſcheid- und Beyurtheilen zu appelli—
„ren verbotten, oder auch die Appella-
ntiones allein quoad effectum devolu-
„tivum zugelaſſen, die eingewendte Re-
„viliones den gerichtlichen Proceß nicht

„aufhalten noch remoriren ſollten.

Die Reviſion an ſich war alſo dadurch in dem
bezeichneten Falle nicht ganz abgeſchaft, nur

der ſuſpenſiv Effekt aufgehoben.

(a) G. B. vom 11. Marz 1613. und SCtum Cam.
von 1619.

h. 4.
Der Regensburger Reichstag von 1641.

ofnete endlich fur eine allgemeine Verbeſſerung

des Reichsjuſtitzweſens gunſtigere Ausſichten.

A4 Zwar
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Zwar ward auf demſelben in der Sache ſelbſt
noch nichts entſcheidendes gethan, vielmehr
das Geſchaft auf eine beſondere Reichsdeputa

tion, welche im nachſten Jahre in Frankfurt
zuſammen kommen ſolte, ausgeſtellt. Doch

wurde bereits dieſer durch manche nutzliche Vor

bereitungen das Werk gleichſam zugeſchnitten,

und beſonders ein Verzeichniß jener Punkte,
woruber ſie ihre kunftige Unterſuchung ver

breiten und mit dem Kammergerichte gemein
ſchaftliche Berathungen pflegen ſolte, uber

liefert. (a) Einer deren dieſem Verzeichniß
eingetragenen Unterſuchungsgegenſtande war

dieſer:

„Wie mochte zu verhindern ſeyn, daß
.nNdie Reviſiones nit in allen Sachen ge

„ſucht wurden; ob auch und wasgeſtalt

„das hiebevor zu ſolchem End von den
„Camecralibus gemachte Decretum (9.

pr. not. a.) zu approbiren.“
(a) von Meiern Regensb. Reichstagshandl. II.

Th. 8. B. J. 3. Nam. J. S. 20. und Lit. A.
ad Num. J. S. 28. ſeq.

g. j.



g. 5.
Das in Gemaßheit deſſen von dem Reichs

kammergerichte uber die Verbeſſerung des Ju

ſtitzweſens erforderte und der Reichsdeputa—

tion zu Frankfurt uberreichte Bedenken

wunſchte

ad 6. 7. punctum:
„Wie die vielfaltige Reviſiones zu ver—
„hindern und denſelben zu begegnen:

die vollige Aufhebung und Einſtellung des Re
viſionsmittels. Zugleich lagen aber auch dar
inn auf den Fall deſſen kunftiger Beybchal
tung, Vorſchlage zur Beſchrankung der Mis
brauche. Vorzuglich trug das Kammergericht

darauf an, daß das SCtum von 1619. zu be
ſtatigen, und deſſen Verfugung, welche bis—

her nur noch in denen darinn beſtimmten ein—

zelnen Fallen den ſuſpenſiv Effekt aufgeho
ben hatte (F.3.), auf alle Reviſionen ohne

Unterſchied zu erſtrecken ware. (a)

(a) von Meiern a. a. O. im 9. B. F. 4. N. 1.
S. 151. ſeg.

Asß g. 6.



to

S. 6.
Als dieſer Punkt bey der Reichsdeputa

tion zum Vortrage kam; fiel im Reichsfurſten

Rathe am 27. Marz 1644. der Schluß da
hin aus:

„Dem Cameral-Bedenken gemaß, den
„dSuſpenſivum effectum reviſionum ſo
„lauge, bis die Viſitationes wieder in

„rechten Gang kommen, und gegen ge

„leiſtete Caution des obſiegenden Theils

„aufzuheben. (a)

(a) von Meiern a. a. O. J. 20. N. II. S. 248.

K. J7.
Als aber in der Folge der Correlations

Aufſatz, in welchen das Directorium die ſammt

lichen uber das Juſtitzweſen im Reichsfurſten
Rathe gemachten Schluſſe zuſammen getragen

hatte, von Punkt zu Punkt verleſen und in
eine abermalige Umfrage gebracht wurde; ſo

ermnerte nunmehr Bayern

nad punctum 6. 1. die Abſchneidung
„der uberflußigen Reviſionen betr.

Gleich
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„Gleichwie man vornehmlich dahin zu ſehen,

„wie die Reviſiones ad normam appella-

„tionum, ſoviel moglich, gebracht werden
„mogen; alſo wurden fur eines, billigg dis

nfteviſiones à triplici conformi ſententiu,

„eben ſo wenig als die Abppellationes

„Statt haben:

„3) Wurde in den Reviſionibus nicht al—
„lein der effectus ſuſpenſivus, ſondern auch

„devolutivus ſolchergeſtalt zu reſtringiren
„ſeyn, daß gleichwie in etlichen gewiſſen be

„kannten Fallen in cauſis ſimplicis quere-
„læ von den Untergerichten nicht kann ad

„Cameram appellirt werden; alſo auch in

„dergleichen Fallen keine Reviſion ſolte ge

„ſucht werden konnen. (a)

(ca) v. Meiern a. a. O. Io. B. Q. J. N. Il. S. 164.

g. 8.
Zu der erſten Erinnerung hatte vermuth

lich das Kammergerichtliche Bedenken den ent

fernten Anlaß gegeben. Darinn war ad gtum

punctum:.
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bunctum: Wie zu verhuten, daß die Appel-
lationes nicht ſo haufig ad Cameram kom
men: die Reichsdeputation zur Ueberlegung
aufgefodert worden:

„Ob nicht rathſam und dieſem Punkt
„ſtattlich abzuhelfen, wann ſecundum
„jura communia ſtatuirt wurde, daß
„ià triplici conformi ſententia ad ſum-
„mum hoc tribunal nicht ſollte konnen
„appellirt werden. (a)

Da dieſer Vorſchlag bey der Reichsdepu
tation im Reichsfurſten-Rathe wirklich Ein
gang gefunden und ſich die Aufnahme in ein

beyfalliges Concluſum erworben hatte (b);
ſo trug nunmehr Bayern die Anwendung da

von auch auf die Reviſionen uber.

Die andere Bayeriſche Erinnerung war
aller Wahrſcheinlichkeit nach, aus dem SCto.

Cam. von 1619. hergenommen, und hatte
auf die darinn hergezahlten privilegirten Sa
chen, z. B. manifeſti ſpolii, nomentaneæ

polleſ-
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poſſeſſionis, alimentorum &c. in welchen
die gemeinen Rechte keiner Appellation Statt

geben, ihren Bezug.

(a) von Meiern a. a. O. 9. B. q. a. N. J. S. I51.

(b) Ebendaſ. d. 19. N. IV. S. 241. ſeq.

F. 9.
Dieſe Bayeriſchen Erinnerungen, welche

durch ein Coneluſum des Furſtenrathes geneh

migt und der Correlation einverleibt wurden
(a), erhielten auch nachher in dem gemeinſa

men Gutachten der Reichsdeputation ihre

Stelle. Darinn hieß es:

„daß in caſibus, da die Appellationes
„vermog der gemeinen Rechten nicht zu
„gelaſſen ſeyn, auch die Reuiſiones nicht
„Statt finden, iſt in beeden Reichsrathen

vor billig erachtet worden.

Ferner, jedoch nach mehreren andern in Be—

treff des Reviſionseydes, der Succumbenz
gelder und der Reviſionsſumme zwiſchen in

geſchobenen Verfugungen:
„daß
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n„daß ſchließlichen in hoe reuiſionis pun-
„cto verordnet werde, daß gleich ä tri—

„bus conformibus nicht zu appelliren
„geſchloſſen worden; alſo auch wann

nCamera tertiam Confirmatoriam ge
„macht, alsdann die Neuiſio actorunm
„nicht begehrt werden ſolle noch kon—

ne. (b)
cay) von Meiern a. a. O. 1o. B. ſ. 1. N. II. S. 165.

G) Ebend. ð. 2. N. J. S. 203. und 204.

g. Io.
Dieſes Gutachten, auf welches hernach

bey dem letzten Regensburger Reichstage A.

1653. und 1654. die ganze wichtige Conſulta

tion uber das Juſtitzweſen im Reiche haupt
ſachlich gebauet worden, und welches mithin

eines der vornehmſten Grundſtucke, zum rich

tigen Verſtande des letzten Reichsabſchiedes iſt

(a), ward von der ad punctum iuſtitiæ auf
dem Reichstage 1653. niedergeſetzten Ordi
nariDeputation bey der 6. und 7. Conſide

ration wegen Abkurzung der Reviſionen,
ſoviel
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ſoviel die von Bayern veranlaßten Einſchran
kungen betraf (F. 7.), vollkommen gut gcheiſ—

ſen (b).
(a) Nach dem Zeugniſſe des von Meiern a. a. O.

d. 2. S. 189.

(b) von Meiern 12. B. S. 2. N. II. S. 4o9. und

J. J. N. J. S. 419.

F. 11.
Aus dieſem floſſen nunmehr in das allge

meine Reichsgutachten von 1653. die mit den

vorausgegangenen DeputationsVerhandlun
gen ubereinſtimmenden Stellen:

„daß in caſibus, da die Appellationes
„vermoge der gemeinen Rechten nicht zu

Agelaſſen ſeyn, auch die Reuiſiones nicht

„Statt finden, iſt in den Reichsrathen
fur billig erachtet worden c.

Ferner, jedoch auch hier nach andern nach

dem Vorbilde des Frankfurter Deputations—

Gutachtens (S. 9.) zwiſchen eingeworfenen

Verfugungen:
Ueber
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„Ueber dieſes befindet man in den Reichs
„rathen zu Abkurzung der vielfaltigen

„Reviſionen ſehr dienlich, daß

„in den Sachen und Fallen, wo a iudi—
n„ce inferiore ad Cameram nicht appel

„lirt werden kann, auch a Camera, da

nſie daſelbſt per modum ſimplicis que-
„relæ angebracht nicht revidirt, und
„ſchließlich in hoc puncto reuiſionis ver

„ordnet werde, daß gleich a tribus con-
uformibus nicht zu appelliren geſchloſ

„ſen worden; alſo auch, wann Ca—
nmera tertium Confirmatoriam ge—
„macht, alsdann reuiſio actorum nicht

„begehrt werden ſolle, noch konne (a).

(a) von Meiern a. a. O. J. J. N. II. S. Afʒ.
und Aaa6.

F. 12.
Jn dieſem Zuſtande ward das Reichsgut

achten dem Reichsoberhaupte zur Genehmi—

gung vorgelegt. Die darauf ertheilte Aller—
hochſt- Kaiſerliche Reſolution fand bey dem

erſten
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erſten Vorſchlage: daß in caſibus, in welchen

nach den gemeinen Rechten nicht appellirt

werden kann, auch die Reviſion nicht
Statt finden ſollte; nichts zu erinnern: Wohl
aber bey dem zweyten. Gleichwie darinn in
Hinſicht auf die Appellation, dem Vorderſatze

des Reichsgutachtens:

„daß à tribus conformibus ſententiis
.nnicht appellirt werden ſolte:

Der Beyfall verſagt wurde: Alſo hieß es auch

in Ruckſicht auf die Reviſion;

„So ware auch dasjenige, was de re—
„viſione contra ſententiam confirma-
n„toriam duarum aliarum prioris inſtan-

„tiæ, tanquam tertia conformi non
nadmittenda ſondern anſtatt deſſen das
„beneficium ſupplicationis dem be—

„ſchwerten Theil ad alium ſenatum in
„ipſa Camera zu verſtatten (a), von
„theils Standen eingerathen worden,
„um vieler wichtigen Urſachen willen aus

„iulaſſen. (b)

B (a) Das
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(a) Das Reichsgutachten hatte nemlich da, we
ſich der Vorſchlag wegen der Unzulaßigkeit der

Reviſion contra Fententiam ter eonformem en—

digte (F. 11.) unmittelbar dieſen noch hinzu—
gefugt:

Zum Falle aber Ein oder Anderer, der
ſich durch ein Kammergerichtsurtheil

n beſchwert zu ſeyn vermeynet, ſich des
 henefieii Supplicationis ad alium Sena-
„tum in Camera gebrauchen wollte, ſol—

1/ ches demſelben ohne Unterſcheid, ob dat

SGrauamen mehr oder weniger als die

obbeſtimmte 2000. Rthlr. auswirft
„erlaubet ſeyn ſolle.“ (von Meiern
12. B. d. J. N. II. S. 446.)

(b) von Meiern 14. B. 4. N. J. S. G41. und
6a2.

g. 13.
Ueber dieſe Kaiſerliche Reſolution ſtellten

jetzt die Reichsſtande neue Berathungen an—

Das daruber im Furſtenrathe gezogene Con

cluſum ſetzte die Frage: Ob die Appellatio
tribus conformibus ſententiis ins kuùnftige ein

zuſtellen? auf den nachſten Reichstag zur wei

tern
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tern Verhandlung aus (a). Wie es aber mit
der Reviſion in Hinſicht auf ſententiam ter
conformem zu halten? Ob auf dem Vor—
ſchlage des Reichsgutachtens zu beſtehen (F.

11)? oder der Kaiſerlichen Reſolution bey—

zutreten ſey (F. pr.)? Darüber ward in den
Deliberationen des Furſtenrathes ſowohl als

in dem Schluſſe ſelbſt ſtillſchweigend hinaus—

gegangen.

(a) von Meiern 14. B. J. 5. N. II. S. G54.

F. 14.
Nicht ſo in dem Conclulſo des Kurfurſt—

lichen Collegii. Darinn hieß es vielmehr

ausdrucklich:
„g9) Wegen des benefieii ſupplicationis

„ab uno ſenatuum ad alium in Came-
„ra imperii vergleichen ſie ſich mit der

„Kayſerl. Reſolution (a).

Vorausgeſetzt, daß dieſe Kaiſerliche Reſolu
tion die Einſtellung der Reviſion contra ſen—

tentiam ter conformem und die Einfuhrung

B 2 des
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des beneficii ſupplicationis ad alium ſen—
tum als gleichlaufende zuſammenhangende Gi
genſtande aus dem Reichsgutachten ausgehe

ben, und dieſe fur ein vorgeſchlagenes Surro

gat jener angeſchen hatte (F. 12.), verſtehte
ſich von ſelbſt, daß die Vereinbarung des Kur

furſtlichen Kollegii mit der Kaiſerlichen Re

ſolution, wenn ſie gleich den Worten nach
nur auf den einen Gegenſtand, namlich da

beneficium ſupplicationis gerichtet war, den
noch nach der Natur der Sache auch den andern

ich meine die Reviſion contra ſententiam tel

conformem, nothwendig umfaßt habe. Dant

beyde verhielten ſich wie Vorderſatz undSchluß—
folge gegen einander.

(a) von Meiern a. a. O. N. III. S. 654.

F. 15.
Beny der demnachſt angeſtellten Re- und

Correlation verglichen ſich die beyden hoheren

Reichskollegien, daß es

„5) Wegen des beneficii ſupplicationis
„bey zukunftiger Viſitation bey dem
„Herkommen verbleiben mußte:

5)
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Welcher Meinung dann auch das Reichs—
tadtiſche Kollegium beytrat (a).

a) von Neiern a. a. O. S. 655.

g. 16.
Die nachgefolgte Allerhochſt Kaiſerliche

endliche Reſolution druckte ſofort hierauf in
den Worten:

„qM Und die von denen Standen ratione

„trium conformium beſchehene Decla
„ration, hat es bis auf weitere Verglei
„chung, bey dem alten Herkommen ſein

„Verbleiben (a)

Das Siegel eines allgemein verbindlichen
Reichsſchluſſes.

(e) von Meiern a. a. O. ſ. 6. N. J. S. 657.

H. 17.
Der jungſte Reichsabſchied zog deßwegen

ius dem Reichsgutachten (F. 11.) nur die eine
Stelle heraus und erhob dieſelbe

8. 125. „Jn Fallen, da die Appellatio-
nes vermoge gemeiner Rechte nicht zu—

B 3 „laſſig,
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„laſſig, ſollen auch die Reviſiones nich

„Statt finden:

F. 127. „Auch in den Sachen und Fallen
„da von dem Unterrichter an Unſer Cam

„mergerichte nicht appelliret werden kann

„auch von demſelben Cammergerichte

„da ſie daſelbſt, in Geſtalt ſimplici
„querelæ angebracht, keine Revilit
„Statt haben:

zur Wurde einer kunftigen Reichsgeſetzliche

Vorſchrift. Allein der andern, welche der Re
viſion contra ſententiam ter conformem det
Abſchied zugedacht hatte (eit. h. 11.N wider

fuhr dieſe Ehre nicht. Wohlbedachtlich un
ganz in Gemaßheit der daruber gepflogene.

Reichsverhandlungen (F. 122 i8.) ward die
ſelbe weggelaſſen.

F. 18.
Nunmehr zur Beantwortung der aufge

ſteckten Frage! Die eben im Zuſammenhang
vorgelegte ganze Geſchichte der Geſetzgebung

il
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in welcher gleichwohl allein der wahre Geiſt

des Geſetzes ſelbſt aufzuſuchen iſt, laßt dem
Gebrauche der Reviſion contra ſententiam ter

conformem, auch nach dem J. R. A. noch
immer den Weg offen. Sie ſchließt das Zeug
niß in ſich, daß die Abſtellung derſelben ein von

den Reichsſtanden zwar ausdrucklich in Vor

ſchlag gebrachter, aber fehlgeſchlagener Ver—

ſuch geweſen iſt. Das Allerhochſte Reichs
oberhaupt hat demſelben ſeine Genehmigung

verſagt; die Stande haben nachgegeben und
man hat ſich endlich verglichen

„Daß es bey dem alten Herkom—
„men ſein Verbleiben haben ſollte (F.

./tI- 16.)
Dieſes alte Herkommen hatte bis daher der

Reviſion in allen Fallen uberhaupt, auch in
jenen

„Da vermog Kayſerl. Rechte zu appelli
„ren verbotten:

nur unter der Einſchrankung der hemmenden

Wirkungskraft ſeit dem Jahre 1613. (Fd. 3.

B 4 und
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und 5.), Statt gegeben. Um ſo wenig er war
allo dieſes Herkommen der Reviſion contra

ſententiam ter conformem zuwider geweſen.

F. 19.
Der J. R. A. enthalt eben ſo wenig, was

derſelben entgegen ſtunde. Er hat den Vor
ſchlag des Reichsgutachtens in Betreff dieſes
Punktes (F. 11.) ſeinen ubrigen die Einſchran
kung der Reviſion bezweckenden geſetzlichen

Vorſchriften nicht angereihet. Der beßte
Beweis, daß dieſer Vorſchlag nicht gelten ſoll!

Die Vorſchrift dessJ. R. A. gg. 125. und
127. leidet aber auch keine Anwendung auf

unſern Fall; in doppeltem Betrachte keine:

Erſtens) unterſtellt dieſelbe cauſſas fim-

plicis querelæ, welche als ſolche ihrer beſon

dern Natur nach, gar keiner Appellation uber

haupt, fahig ſind, und will, daß dieſe Sa
chen, wenn ſie bey dem Kammergerichte NB.
per modum ſimplicis querelæ augebracht wor

den, eben ſo wenig reviſibel ſeyn ſollen (FF. 7.

und
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und 11. J. R. A. g. 127.) Jn dieſe Klaſſe
paßt alſo eine Sententia ter conformis nicht.

Dieſe ſetzt ja nothwendig ſchon mehrere Jn
ſtanzen und mit dieſen die Appellationsfahig—

keit voraus. Unmoglich kann auch dieſelbe

Per modum ſimplicis querelæ zur Erkennt
niß des Kammergerichtes gekommen ſeyn.

Zweytens) zeigt der ganze Verfolg der
Reichshandlungen, daß unſer Fall unter jener

Regel des R. A. G. 125. nie begriffen war.
Vom Anfang bis zum Ende haben jener und
dieſe ihre eigene beſondere Stellen gehabt, ſind

immer beſonders verhandelt worden (Fh. 7.

9. und 11.)und ſchon war dieſer die volle Kraft

eines Geſetzes zugetheilt, als noch uber jenen

Berathungen gehalten wurden (Fh. 12216.)

Was helfen aber auch zumal argumento
legis gewagte ausdehnende Schluſſe, wo, wie

hier, der entgegengeſetzte Sinn der Geſetzge

ber ſelbſt, aus ihren Verhandlungen ſo ver
nehmlich ſpricht?

g 8
B5 II.
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Ob auf der, bey der Reproduction der Ap
pellationsproceſſe, unterlaſſenen Bey—

bringung der ſpecial-Vollmacht des
Advocati cauſſæ ad jurandum die Strafe
der Deſertion ſtehe?

g. 1.
Reny dem erſten Anblicke des F. 113. des J.

R. A. ſcheint es freylich an dem zu ſeyn.

Der Name der beyden beruhmten Kanimerge

richts -Beyſitzer von Ludolf (a) und von
Cramer (b), welche noch dazu dieſe Meinung

mit ihrem Anſehen verburgen, giebt vollends

der Sache auf dieſe Seite ein beynahe entſchei

dendes Uebergewicht. Aber doch gewiß hart

und recht ſehr hart, wenn unſchuldige Par
theyen die uble Laune oder wohl gar die Bos

heit ihres vielleicht eigenſinnigen vielleicht gar

beſtochenen Advokats mit dem Verluſte ihrer

Sache
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Sache buſſen ſolten? Und zu einem ſo harten

Strafgeſetze hatten Teutſchlands gleich ein—
ſichtsvolle und von Billigkeitsliebe beſeelte Ge—

ſetzgeber ihr Machtwort hergegeben

Ein Umſtand, der mir immer unglaublich
war, ſo oft mir jene Frage aufſtieß! Wie dort

der gelehrte Verfaſſer der vermiſchten Briefe

uber die Verbeſſerung des Juſtitzweſens
wenn es in Kameral-Sachen dunkel um ihn

ward, den Geiſt Ludolfs aus Elyſium zuruck
beſchwur; ſo wagte ich es auch hier, den Geiſt

der Verfaſſer des J. R. A. in ihren zuruckge
bliebenen Verhandlungen aufzuſuchen. Jſt
vielleicht der Wink, den mir derſelbe gegeben

hat, nicht ſo ganz deutlich, als es der Wich
tigkeit des Gegenſtandes wegen zu wunſchen

ware; ſo iſt er wenigſtens immer deutlich ge

nug, um mich auf eine entgegen geſetzte in
Straffallen zumal vorzuziehende gelindere

Meinung hinzuweißen.

(a) Tom. II. Obſerv. 190. p. qoo.
in den Nebenſt. 38. Th. III. Abh. S. 67. folg.

C. 2.
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g. 24
Den erſten Grund zur nachherigen Ver

ordnung des J. R. A. h. 118. hatte das
Reichskammergerichtliche der Reichsdeputa

tion im Jahre 1643. uber die Verbeſſerung
des Juſtitzweſens mitgetheilte Gutachten gelegt.

Dieſem war

„ad 5. punct.: Wie zu verhuten, daß
„die Appellationes nicht ſo hauffig ac
„Cameram kommen:

Der Vorſchlag eingewebt:

„Daß in Appellation-Sachen indiffe—
„renter, da das Privilegium gleich ſol—
uches nicht in ſich hatte, der Appellant

„ſtatim in primo termino angeregtes

„juramentum ex ordinatione zu praſti
„ren ſchuldig und ſub pœna deſertionis
„verbunden ſeyn mochte, welches wie es

„Pper privilegium den Appellirenden
kann auferlegt werden; alſo ware auch

„ſolches per modum legis zu ſtatuiren

„und
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„und der Ordnung einzuverleiben nicht

unbillig.

Auch ohne eine Erinnerung wird es ein
Jeder bemerken, daß hier nur noch von der
Perſon des Appellanten oder der Parthey ſelbſt

die Rede war. Weil aber gleichwohl das Kam

mergericht voraus ſah, daß ſich durch den Eyd

der Parthey allein, wenn nicht zugleich den
Advokaten das Gewiſſen geſcharft wurde, der

vorgeſteckte Zweck nicht erreichen ließ; ſo fugte

daſſelbe den andern Vorſchlag hinzu:

„damit aber auch die Partheyen als der

„Rechten unerfahren ſich damit nicht zu
„entſchuldigen und derentwegen zu Able

„gung des Eydes deſto frecher ſich aner—
„bieten mochten, ware ſehr dienlich auch

„zu Verhutung des Meineydes noth—
„wendig, daß zugleich und neben den
„Partheyen ſelbſt, auch ihre in ſolchen
„Sachen gebrauchte Advokaten, als de

„ren Jnformation und Anweiſung die
„Partheyen mehrentheils nachfolgen, ſol

„chen
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„chen Eydt fur Gefehrdt ſiue calumniæ
„abzulegen angehalten wurden (a).

(b) von Meiern Regensb. Reichstagshandl. II. Th.
9. B. S. 4. N. J. S. 150.

g. 3.
Schon an ſich iſt es bemerkens werth, daß

das Kammergericht den Eyd der Parthey und

des Advokats in zween verſchiedenen Satzen

behandelte. Was aber den Unterſchied noch
beſonders fuhlbar macht, iſt dieſes, daß das

Kammergerichtliche Gutachten auf den Eyd der

Parthey ausdrucklich das præiudicium deſer-

tionis ſetzte, deſſen aber in Hinſicht auf den
Eyd des Advokats mit keiner Sylbe erwahnte.

g. 4r
Dieſen Faden ergriff die Frankfurter

Reichsdeputation und gieng jenem Gutachten

in eben der Bahne, die daſſelbe bezeichnet hat

te, mit gleichem Schritte nach. Der Vorſchlag

des Eydes in Hinſicht auf die Parthey war ein
beſonderer Unterſuchungs-Gegenſtand, und

der
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der andere in Ruckſicht des Advokats war wie

der einer. Der erſte kam am ipten Febr.
1644. in dem Reichsfurſten-Rathe zur Um—
frage. Das Directorium ſteckte die Frage auf:

„Ob nicht das juramentum calumniæ
„in cauſſis appellationum nicht allein
„in den Fallen, da die Stande ſolches
„per modum pruwilegii hergebracht,
nſondern auch in vim legis durchgehend
„coram judice a quo in prima inſtantia
nla) ſub pæœna deſertionis von NB.
„den Appellanten abgelegt werden ſolle?

Die Berathung endigte ſich mit dem Schluſſe:

„daß durchgehend je und alle Wege auf
Avorhergehende Warnung das juramen—

„tum appellationis coram jndiee a quo
„abgelegt und keine Appellation ohne vor

nhergegangene Beſcheinigung, daß der
„gleichen Jurament abgelegt worden,
„admittirt werden ſolle (b).

Der zweyte Gegenſtand kam den 1gten darauf

zum Vortrage. Nach Verleſung des Kame—
ral-Bedenkens, war die Quaſtion:

„Ob
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„Ob auch die Advocaten das juramen-
„tum calumniæ abzulegen angehalten
„werden ſolten?

in Umfrage geſtellt worden. Hier auſſerten
ſich ſchon mehrere Bedenklichkeiten und mit

Noth kam es zu dem Schluſſe:

„Ad requiſitionem partis, zumalen ex
„probabilibus cauſſis, das juramentum
„calumniæ den Advocatis aufzuerlegen;
„in andern Fallen aber es arbitrio judi-
„cis heimzugeben und die Appellanten

„anzuhalten, daß ſie intra decendium
n„vel viva voce, vel ſi in ſeriptis appel-
„latum fuerit, neben Jntimirung der
„Appellation, dem judiei a quo den Ad
„vocaten ſchriftlich zu benennen ſchuldig

„ſeyn ſollen. Sonſten aber an denen
„Orten, da jahrlich die Advocaten ihre
„Ordinari-Pflicht zu erneuern angehal

„ten werden, es dabeny allerdings zu
/1 laſſen (c).

(a) War es Misverſtand? oder was ſonſt, daß
das Kammergerichtliche Gutachten auf die Aus

ſch wo



33
ſchworung des Eydes in primo termiuo (S. 2.)

mithin coram iudice ad quem, die Directorial-

Frage aber gleichwohl auf die Ablegung deſſel

ben coram iudicio a quo in prima inſtautia antrug

Die Deputations. Handlungen geben daruber

kein Licht. An ſich kommt es aber auch hier
darauf nicht an.

(h) von Meiern a. a. O. J. 19. N. J. S. 235. folg.

GO) Ebendaſ. J. e. N. II. S. 238. folg.

F. g.
Auch hier ward der Unterſchied zwiſchen
dem Eyde der Parthey und des Advokats bey

behalten. Bey jenem wurde der Deſertions
ſtrafe gedacht, bey dieſem nicht.

F. 6.
Den 27. und 29ten May 1644. theilten

ſich die beyden Reichsrathe die Reſultate ihrer

bisherigen Deliberationen einander mit, ohne

daß eine Spure des geringſten uber den befrag

ten Punkt zwiſchen beyden vorgefallenen An
ſtandes oder einer darinn getroffenen Aende

tung ſichtbar ware (a).

C (a) von
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(q) von Meiern a. a. D. 10. B. S. 1. N. III
S. 165. und 166.

g. 7.
Jn Ruckſicht auf dieſe Verhandlungen iſt

es demnach unbegreiflich, wie gleichwohl eine
von dieſer ganz abweichende Verfugung in

das Gutachten der Frankfurter Reichsdeputa—

tion eingetragen worden ſeyn mag: Dann
darinn hieß es nun auf einmal:

„Daß auch jederzeit 6) das juramentum
„calumniæ de non frivole appellando,
„wann das privilegium ein anders in ſich
„nicht begreift, bey Reproducirung der

„Proceß, coram judice ad quem, in primo

„termino, mit Vorzeigung eines Special

„Gewalts, ſowohl des Advocatens, wel
icher in cauſſa Appellationis dienet, als
„des Principaln ſelbſten, und zwar ſub
„poœna non factæ devolutionis abzu
„legen ic. (a)

Hier ward der Eyd der Parthey mit jenem des
Advokats in einen Satz zuſammengeworfen.

Die
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Die Grenzen, welche das Concluſum nach der

Verſchiedenheit der Falle, dem Advocateneyde

zuvor geſetzt hatte (F. 3.), wurden verruckt,

und der Advokat ſollte ohne irgend eine Aus
nahme zur Ausſchwohrung deſſelben verbun

den ſeyn. Der Enyd ſollte jetzt nicht mehr co-

rant judice â quo in prima inſtantia, ſondern
bey Reproducirung der Proceß, coram ju-
dice ad quem in primo termino abgelegt wer

den. Auch an der Stelle der vorhin beliebten

Deſertionsſtrafe ſtund eine andere, die pœna

non factæ devolutionis. Kaum, daß dieſe
Verordnung mit den vorausgegangenen Deli
berationen (F. 2 6.) noch etwas Aehnliches

hat.

(a) von Meiern a. a. O. d. 2. N. J. S. 2o1.

g. 8.
Die Reichsdeputation von 1653. ließ es

bey dieſem Aufſatze des Frankfurter Gutach

tens bewenden, nur mit der einzigen Abande
rung, daß die pœna non factæ devolutionis mit

der pœna deſertionis umgetauſcht wurde (a).

C 2 Dieſe
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Dieſe ausgenommen, ward im ubrigen der

Entwurf des Frankfurter Gutachtens ganz
wie er war, in das allgemeine Reichsgutach

ten aufgenommen (0b).

(a) v. Meiern a. a. O. 12. B. d. 2. N. J. S. 398.
N. Il. S. 408. und d. J. N. J. S. 419.

(b) Ebendaſ. N. II. S. aqg.

K. 9—
Ven der uber das Projekt dieſes allgemei

nen Reichsgutachtens veranlaßten abermali

gen Umfrage, erinnerten zwar Onolzbach:

„Schließlich hat man bey dem Jſten re
„medio refrænandarum Appellatio-
„num: daß auch jederzeit c. wahrge
„nommen, daß auf den Fall ein Appel
„lante und deſſelben Advocaten das jura-

„mentum nicht in primo termino ab
„leget, die Appellatio gleich pro deſerta
„gehalten werden ſoll. Weil nun dieſes
„duriſſima pœna; alſo ware ben derſel—

„ben, wie auch bey allen andern Orten,

„wo de præjudicialibus terminis, ſive
„de pœna excluſionis, deſertionis ſive

„pPræcluſionis viæe, geredet wird, das

„tempe-



„temperamentum beyzuſetzen, es ware

„dann daß die Parthey ante lapſum ter.
„minum præjudicialem vigilirt, ein
„impedimentum legale, als z. E. daß
„er keinen Advocaten, der da ſchweren
„wollen, bekommen konne, allegirt hat—

„te, und daſſelbe auch intra brevem,
„congruum tamen terminum, ſo Jhro
„hierzu zu verſtatten, probiren wurde (a).

und Wurtenbergg:
„20) Beny dem g: daß auch jederzeit c.
„wird verordnet, daß der Appellans und

ſ Ad ſb peena deſertionis1 ein vocatus u
„juramentum praſtiren ſolle: ſolches iſt

„abermaln nicht practicirlich, und wird
„deswegen wiederholet, was oben der
„juramentorum calumniæ halber ge
„dacht worden, und wie wann ein Furſt

„oder Stand keinen Advocatum finden
„kann, der ihm auf ſolche Weiſe dienen
wolte, ſolte er darum die Sache verloh—

„ren haben, das ware wohl hart und

„wiederrechtlich (b).

C 3 Dem



38  νDem ungeachtet blieb es aber ben dem
vorigen Entwurfe, und aus dieſem ward die

Stelle in den J. R. A. ſo, wie ſie nunmehr
in dem 11zten Fphe da ſteht, ubertragen.

(a) von Meiern 13. B. h. J. N. IV. S. 5I1.
(b) Eb. derſ. a. a. O. N. VII. S. 571.

g. 10.
Kommt es nunmehr zur Unterſuchung

der Frage:
Db die daſelbſt geſetzte Deſertionsſtrafe

auch auf den Eyd des Advokates einen

Bezug habe?

ſo muſſen folgende allgemein bewahrte Erkla

rungsregeln zum Grunde gelegt werden:

J. Jn Straffallen findet nur die eingeſchrank

teſte- und im Zweifel allemal die gelin
deſte Auslegung Statt.

II. Ein jedes Geſetze muß den vorausgegan
genen Verhandlungen und

III. der Analogie der Geſetzgebung in andern

ahnlichen Fallen, gemaß erklart werden.

H. 11.



F. 11.
Die Anwendung dieſer Regeln auf die

vorliegende Frage iſt ſo naturlich und ſelbſt

flieſſend, als ſie nur ſeyn kann.

J. Gilt es um die Erklarung eines Straf
geſetzes: die Strafe ſelbſt iſt, um ſich mit dem

ehemaligen Onolzbachiſchen Monitum auszu
drucken (Fy.), pœna duriſſima. Sit zieht
den Verluſt der ganzen Sache, oft unſchatzba

rer Rechte, oft des ganzen zeitlichen Bermo

gens nach ſich. Die Verordnung des J. R.
A. G. 118. leidet darum gar keine Gewalt,

wenn man die Deſertionsſtrafe auf den Eyd

der Parthey allein einſchranket. Jm Gegen
theile eben dieſes ſcheint die Abſicht geweſen zu

ſeyn, warum dieſelbe, mit Verkehrung der
in den vorausgegangenen Deliberationen ge

wahlten Ordnung, zuerſt des Advokaten
Eydes und dann jenes der Parthey, dieſes letz

tern aber mit dem Zuſatze: und zwar ſub
bæœnu deſertionis: erwahnet.

C 4 II.
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II. Die Vorſchrift des J. R. A. F. 118.
iſt ein Ausfluß des Frankfurter Deputations

Gutachtens (F.7.) Die Deputations-Hand-
lungen bleiben demnach die Urquelle, woraus

die achte Erklarung derſelben geſchopft werden

muß. Hervorſtechend iſt aber der Unterſchied—

welchen dieſe Verhandlungen zwiſchen dem

Eyde der Partey und jenem des Advokats
machen. Ein Unterſchied, lder auf die erſte
Grundlage, das Kammergerichtliche Beden

ken namlich gebauet war (F.2. 4. 5. und 6.).
Dem Ende der Parthey war zwar die Deſer
tionsſttrafe zur Seite geſetzt; aber bey dem
Eyde des Advokats, ſucht man dieſelbe ver
gebens. Kaum daß die mehreren Stimmen
in die Verbindlichkeit des Advokats, den Eyd
auszuſchworen, nur einmal einwilligten!

IIJ. Zeigt eben dieſer Reichsabſchied an
einem andern Orte, durch ein treffendes Bey

ſpiel, wie genau die Verſchiedenheit der Per
ſonen, da, wo es um eine Strafe galt, auf
der Waagſchale der Geſetzgebung abgewogen

wurde.
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wurde. Dann ſo verordnet derſelbe F. 6o.:

daß die Prokuratoren bey Strafe
der Unkoſten des verzogerten
Rechtens, diePartheyen aber der
Deſertion verbunden ſeyn ſolten, die
Compulſſoriales gleich mit der Citation zu
begehren. Steht doch ſonſt der Anwaldt mit
ſeiner Parthey in einer weit engern Verbiu

dung als der Advokat; iſt ſogar Eigenthumer
des Sreites: Und doch ſolte hier das Verſehn
des Prokurators der Parthey zu keinem Nach

theile gereichen. Solte ſich daraus nicht ein
analogiſcher Schluß zur gelindern Auslegung

des h. 118. eben dieſes R. A. mit dem beſten

Grunde herleiten laſſen?

g. 12.
Das Kaiſerliche Reichskammergericht ſelbſt

muß wenigſtens die Sache aus eben dieſem
Geſichtspunkte angeſehen haben. Unter den

vielen gemeinen Beſcheiden, wodurch daſſel
be, gleich nach der Verkundung des J. R. A.

C5 alle
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alle einzelnen Vorſchriften deſſelben zum Voll

zuge zu bringen und denen Kammergerichts—

Anwaldten zu ihrer kunftigen Nachachtung
einzuſcharfen ſich angelegen ſeyn ließ, gehort

jener vom 2zten Janner 1657. beſonders hie

Darinn ward Hh. 7. verordnet:

„Damit auch ferner dasjenige, was im
„juugern Reichsſchluß ſ: Zumalen aber
„jederzeit c. 118. der Advocaten halber,

„wegen des jurameuti calumniæ de non

n„frivole appellando verſehen, deſto
„fuglicher ins Werk gerichtet werden
„moge, ſollen nach Verflieſſung dreyer

„Monath von dato diß, dieſelbe jeder
„zeit ad jurandum, vel in eventum ad
„videndum ſe incidiſſe in pœnam non

„jurantium, (welche hiermit, ſoviel
„die Advocaten betrift, ſalvo judicis

„arbitrio, auf eine Mark lothigen
„Golds geſetzt wird) citirt wer
den. Die Partheyen aber anbelan

„gend
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„gend hat es bey dem praæjudieio deſer-

n„tionis in alle Wege ſeine Bewendung.

Gewiß deutlich genug geſagt, daß die Nicht

erfullung des F. 118. des J. R. A. mit einer
verſchiedenen Strafe, je nachdem entweder der

Advokat oder die Parthey ſelbſt der ſchuldige
Theil ſeyn wurde; an jenem mit einer Mark

lothigen Goldes, jedoch mit Vorbehalt des

richterlichen Ermaſſens, an dieſer aber mit
der Deſertion der Sache gerugt werden ſolte.

g. 13.
Der Jnhalt dieſes gemeinen Beſcheides

fuhrt es aber auch deutlich inm Munde, daß

deſſen eben angefuhrte Vorſchrift nur eine
Folge, nahere Entwicklung und. Erklarung
des Reichsabſchiedes keinesweges aber eine

Abanderung deſſelben war (a). Konnte und
wurde ſich wohl das Reichskammergericht einer

ſo weit auſſer ſeinem Gebiete liegenden Ge

walt, im Angeſichte des ganzen Reichs, her
ausgenommen haben? Zu einer Zeit, welche

an
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an den eben erſt verkundeten Reichsabſchied

ſo nahe hingrenzte? wo noch ein Jeder mit

dem wahren Geiſte des Geſetzes innig vertraut

war? Uud wo die Verfaſſer ſelbſt, welche
demſelben das Daſecyn gegeben hatten, noch

am Leben waren.

(a) Jn dieſem Irrwahne ſteht Neurodes in der
pragmatiſchen Erl. des J. R. A. G. 118.
251. Anmerk. h. 1. not. S. 476.

g. 144
Wes dieſen gemeinen Beſcheid wider ei

nen Vorwurf von dieſer Art noch beſonders
ſicher ſtellt, iſt dieſes, daß derſelbe von der vorletz

ten Viſitation genehmigt worden iſt. Dieſer
in ſeinen Amtshandlungen ewig verehrungs

wurdige Reichsconſeß war ſeinem Berufe,

die Kammergerichtlichen ttemeinen Beſchei
de zu prufen, jene, welche in denen Reichs
ſatzungen gegrundet, bey ihrer Wurde zu
laſſen, die nicht gegrundeten aber aufzu
heben: getreu und mit punktlicher Sorgfalt
nachgegangen, und hatte bey ſeinem Abſchiede,

ein Verzeichniß etlicher, bey welchen ihrer

beſon
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beſondern Rigenſchaft halber von Viſita
tionswegen gewiſſe Anmerkungen zu ſetzen

fur nothig erachtet worden, hinterlaſſen (a).

Eben der gemeine Beſcheid vom 28ten Jan

ner 1657. ſtund in dieſer Liſte, und kam in ver
ſchiedenen andern Punkten nicht ohne Erinne

rung durch: Was aber den in Frage ſtehenden
betraf, hatte derſelbe die Probe gehalten. Ein

Umſtand, welcher fur die geſetzliche Kraft deſ

ſelben der ſicherſte Burge iſt!

(a) S. die Sammlung der G. B. in Corp. Iur.
Camer. Winckler. S. 131. und 132.

F. 15.
Dieſen G. B. hat auch langſt der wirkli—

che Gerichtsbrauch kanoniſirt. Jn allen Ap
pellationsproceſſen ergeht ſeitdem an den ap

pellantiſchen Advokat die Ladung:

„in jetzt beſtimmten Termin das jura—
„mentum calumniæ de non frivole ap-

pellando ſelbſt oder durch einen Gevoll
„machtigten wirklich abzulegen, oder,
„wo nicht, alsdann zu ſehen und horen,

/dich
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„dich in pcenam non jurantium gefalltn
„ſeyn, mit Urtheil und Recht ſprechen,

„erkennen und erklaren (a).

Bleibt derſelbe mit der ſpecial Vollmacht
zuruck, ſo wird deswegen die Sache nicht fur

deſert erklart (bD). Wider den ungehorſamen

Advokat wird vielmehr das Rufen erkannt
(c); und die Sache wird demnachſt fiſcaliſch

(ch.
(a) Liers formulæ Caneell. Camer. S. 15.

(b) Blum Chiliis Sent. Cam. Num. 398.

(e) Blum l. c. N. q9e.
(d) de Ludolf in Comment. Fyſt. ZSect. J. ſ. 6.

num 28. pag. m. a8S.

g. 16.
Man laſſe es alſo immer bey einer ſolchen

Auslegung des F. 118. des J. R. A. welche
der Billigkeit ſeiner Schopfer Ehre macht, der
Natur der Sache, den vorausgegangenen Ver

handlungen, der Analogie, dem zur geſetzlichen

Verbindungskraft erhobenen Kammergericht

lichen G. B. und endlich dem Gerichtsbrauche

gemaß iſt.

g. 17.
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L. 17.
Die vermeinten Grunde, welche der Frey

herr von Cramer fur ſeine entgegen geſetzte

Meinung anfuhrt (F. 1. not. b.) uberzeugen

mich wenigſtens nicht. Die Ausdrucke des
Reichsabſchiedes vertragen ſich mit der gelin

dern Erklarung gar wohl, ohne etwas an ih
rer Wortkraft oder ihrem Sinne zu verlieren

G. 11.) Die G. B. vom 13ten Dee. 1659.
2. und 13ten Dec. 1697. worauf ſich der

ſelbe beruft, betreffen die Production der ge

neralVollmachten, bezielen die Verordnung

des J. R. A. gH. z5. und zz. und paſſen in
dieſem Betrachte auf die vorliegende Frage

nicht. Das aus Blumens Collect. Sentent.
n. jo4. angezogene Beyſpiel iſt unbeſtimmt
und laßt es unentſchieden, ob daſelbſt der
Mangel der ſpecial-Vollmacht des Advokats,

oder nicht vielmehr der Parthey ſelbſt mit der

Deſertion geahndet wurde. Nach andern in

eben dieſer Sammlung gelieferten Beyſpielen
G. 15. loc. ſub lit. b. und c. cit. war es oh

ne allen Zweifel der letztere Fall.

Der
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Der zu Hulfe gerufenen Autoritat des

Cudolfs (loc. ſupr. J. i. lit. a. eit.) halt jene
eines andern gleich bewahrten praktiſchen

Rechtslehrers (a) das Gleichgewicht:

Hodie, etiamſi inferior nullum circa
juramentum habeat privilegium, in
Camera tamen procurator, mediante

ſpeciali mandato, poſt obtentos pro-
ceſſus, in primo reproductionis ter-
mino, juramentum Appellationis in
animum ſui principalis ſuh præjudicio
deſertionis, in animum vero advocati ſub

pæœna mulctæ præſtare ténetur.

(a) Lauterbach in C. T. P. lib. 49. tit. d. g. G.

F. 18.
Noch einmal: Man halte die Linie ein,

welche der G. B. vom 28, Janner 1657. (F.
12.) mit gutem Bedacht gezogen hat.

5—

JJ
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III.

Sind Reichsſtandiſche Rathe von der Aus

ſchworung des Appellationseydes frey?

g. I.
Mielleicht eine unerwartete Frage fur denje
635àò

nigen, welcher auf den h. 43. des J. R.
J. hinblickt, und damit die Verordnung des

H. 118. verbindet. Jch laſſe dieſes dahin ge

ſtellt ſeyn, und geſtehe es, daß ich auf dieſelbe

trſt ſeitdem aufmerkſamer geworden bin, als
ich in des Freyherrn von Cramers Nebenſt.

37. Th. 3. Abh. d. 7. eine ſeiner Lehre in ſyſt.
broc. Imp. J. 1261. gerade widerſprechende
Entſcheidung wahrgenommen habe. Jch zog

andere Kameral-?Rechtslehrer daruber zu Ra
the, und fand getheilte Meinungen, bald fur

(a) bald wider die Befreyung der Reichsſtan

diſchen Rathe (b). Selbſt die Prafis ſoll ſich
in dieſem Stucke nicht gleich ſeyn (c) Und

D doch,
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doch, darf ich es frey ſagen?
Doch ſcheint mir die Schuld dieſes Widerſpru

ches an dem Geſetze nicht zu liegen. Solten
jr die Worte deſſelben dem befragten Gegen

ſtande noch keine gewiſſe Beſtimmung gegeben

haben; ſo ſpricht wenigſtens da, wo die Worte

deſſelben aufhoren, die Abſicht derjenigen,

die es errichtet haben, laut und vernehmlich
genug fort, um allem Streite ein Ende zu
machen.

(a) Neurodes pragm. Erlaut. des J. R. A. 25t.

Anm. ſ. 5. S. 478.
Corp. Iur. Cam. Winctl. in not. ad C. O. C. Part.

3. tit. 38. 15. n. 9.

Joh. Jaec. Zwierleins C. C. G. O. Th. 3. Tit.
38. S. 15. lit. m.

Lauterbach in C. T. P. lib. a9. tit. 4. G.
c) Roding in Pand. jur. Cam. edit. nov. lib. J.

tit. 26. 0. a4. und lib. 3. tit. Zo. J. qI.

Joh. Car. Kæœnig in difſ. de juramento appellatio-

nis ad d. 118. R. J. N. G. Go. Marb. 1745.
Rodiug l. c. lib. J. tit. 26. 10. 45. as.

g. 2.
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FC. 2.

Das allgemeine Reichsgutachten von 1653.
trug bereits den Keim zu den beyden Verord

nungen, welche nachher in den J. R. A. F.

43. und 118. ubergetragen worden ſind, in
ſeinem Schooße.

Eine jede Parthey, wie auch Anwaldte
und Advokaten, ſolten in allen und jeden
Rechtsſachen, gleich Anfantts das jura-
mentum calumniæ ʒu erſtatten ſchuldig ſeyn.

Das war die allgemeine Regel, welche da,
wo von Abkurzung der Prozeſſe uberhaupt

die Rede war, vorausgeſchickt, in der Folge
aber, als die Reihe an die Appellationsſachen

kam, auf dieſe insbeſondere, nur mit einigen

dieſer Proceß-Gattung eignen Modificatio
nen, angewendet wurde. (a)

(a) Allgem. R. Gutacht. von 1653. in des von

Meiern Regensb. Reichstags-Handl. II. Th.

12. B. J. J. N. II. S. 429. und S. 443.

D 2 F. 3.
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g. 3.
Dieſes Reichsgutachten wurde im folgen

den Jahre in eine nochmalige allgemeine
Reichsdeliberation gezogen. Bey jener Stelle,

welche als die Regel das juramentum calum-
niæ uberhaupt zum Vorwurfe hatte, erin

nerte nunmehr Calenberg zuerſt (a):

5) „Jn h. Jm ubrigen mußten?c. wird
„vorgeſchlagen, daß nicht nur die Pro-
„curatores, ſondern auch die Advocati
das juramentum praſtiren ſollen, wel

„ches bey denjenigen, ſo freye Macht
„und Gewalt haben, zu advociren, und
„eine Sache anzunehmen oder nicht, paſ

„ſiren kan. Wan aber ein Furſt,
„Graff oder Herr, oder auch eine
„Stadt ihre Rathe und Confidenten
„hat und denſelben eine Sache zu ver

„treten aufgeladen wurde, ob auch

„dieſelben damit zu oneriren? fallet
„darum bedenklich, quod juramentum
„calumniæ ad refrenandam vafritiem

J
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„c malitiam introductum ſit, eiusmo-

ndi autem artibus eunt, qui parere ne-
nuceſſe habet, uſum non eredendum nec

„præſumendum ſit, ſondern mochte in

„ſollen Fallen genug ſeyn, wann Fur
„ſten und Herrn und Stadte ſelber de
„calumnia juriren (b).

Dieſes Kalenbergiſche Monitum war fur die
Nachſtimmenden im Furſtenrathe eine Loſung.

KRaſſel und girſchfeld, Wurtenberg, Leuch
tenberg und mehrere andere Reichsſtandiſche

Stimmen ſielen alsbald bey (c). Alle dahin
abzweckende Vortrage fuhrten immer die nam

liche Bewegurſache:

„daß die Beſorgung Reichsſtandiſcher
„Rechtsangelegenheiten von dem Willen

„des zur Ausarbeitung aufgeforderten

„Rathes nich abhange:

im Munde.
(c) Bey Gelegenheit des Reviſionseydes hatte

jedoch Lautereck ſchon vorhin die nämliche Er—

D 3 innerung
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innerung eingelegt. von Meiern a. a. O. 13.
B. d. 1. N. Il. S. 472. und 473.

(b) v. Meiern J. e. N.G. S. 541.

le) Ebendaſ. N.7. S. 547. 569. 576. ꝗ80o. 594.

F. 4.
Dieſe Erinnerung galt aber nicht etwa ei

ner einzelnen beſondern Art des Eydes der Ge

fahrde. Sie galt vielmehr demſelben uber—
haupt und hatte auf alle Arten deſſelben ihren

Bezug. Sthon allein die allgemein anwend
bare Grundurſache (ſ. pr.), welche der fur die

Reichsſtandiſchen Rathe geſuchten Befreyung
unterlegt wurde, ſagt dieſes. Zum Ueber
fluſſe legten aber auch die monirenden Staude

dieſe ihre Abſicht, noch durch Worte an den

Tag, da ſie zum Theile mit der in Vorſchlag
gebrachten Ausnahme juramenta calumniæ in

der mehrern Zahl umfaßten (a). Wurten
bertg wiederholte ſogar bey dem Appellations

und Reviſions-Ende ausdrucklich:

„was oben der juramentorum calumniæ

nhalber gedacht worden (b).

la) von
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(e) v. Meiern a. a. O. S. 576. und 622.

(b) Ebendaſ. S. 571. und 572.

h. J.
Die mehreren Stimmen des Reichsfur—

ſten-Rathes genehmigten den Vorſchlag, und

nachdem endlich auch das Kurfurſtliche Kolle—

gium ſich damit verglichen (a), die Allerhochſt

Kaiſerliche Reſolution aber nichts daran aus

geſtellt hatte; ſo wurde nachher in dem J. R.
A. h. az. den Reichsſtandiſchen verpflichteten

wirklichen Rathen, ſoviel die Rechtfertigungs
ſachen ihrer Herren betraf, in Hinſicht auf die

den ubrigen Advokaten vorgeſchriebene Ver
bindlichkeit zur Ausſchworung des juramentĩ

calumniæ, ein Freybrief ausgefertigt.

(a) von Meiern a. a. O. 14. B. ſ. 2. N. II. S
634. und h. Z. N. J. S. G38.

g. 6.
Unſtreitig richtig iſt es, daß der Appella

tionseyd an ſich nichts anders als eine Art des

Endes der Gefahrde iſt. Selbſt der J. R. A.

D 4 nennt
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nennt denſelben bald im 117ten g. ſchlechthin
juramentum calunmiæ, bald im 118gten mit

dem Zuſatze: juramentum calumniæ de non

appellando. Auch die vorgeſchriebene Formel

des Appellationseydes iſt in ihrem Jnnhalte
ganz die namliche des juramenti calumniæ (a)

die einzige Klauſel ausgenommen, welche ſich

auf das Vorbringen neuer Thatumſtande in

der Appellationsinſtanz bezieht, und auf aus
druckliche Verordnung des J. R. A. dem ju-
ramento calumniæ de non appellando ein

geruckt worden iſt. Warunm ſolte alſo eine
Verordnung, welche die Reichsſtandiſchen Ra
the von dem juramento calumniæ uberhaupt

frey ſpricht, in Anſehung des Appellationsey

des, welcher doch eine Art deſſelben iſt, nicht

gelten?

(a) Zwierleins C. C. G. O. III. Th. 38. Tit. J.
16. lit. A. B.

ſ. 7.
Der J. R. A. F. 118. hat freylich keine

ausdruckliche Verfugung daruber zuruckge

laſſen



57

laſſen (a): Das war aber auch wohl nicht no

thig. Genug, daß ſchon einmal eine allge—
meine Vorſchrift in der Mitte lag, welche die

Reichsſtandiſchen Rathe in den Rechtferti
gungsſachen ihrer Serren, von dem jura—
mento calumniæ uberhaupt befreyete; und

genug, daß die Bewegurſache dieſer Befrey
ung (F. 3.) auf den Appellationseyd gleich an

wendbar iſt. Jn dieſer Ruckſicht konnte ſich

der J. R. A. bey der General-Vorſchrift des
43. allerdings begnugen, den Uebertrag der

ſelben aber auf einzelne unter der Allgemein—

heit jener Vorſchrift ſchon begriffene Falle den
Gemeinregeln der Auslegungskunde uberlaf—
ſen. Dieſe bringen es von ſelbſt mit ſich, daß

eine Stelle des Geſetzes im Zuſammenhang
mit einer andernparallel-Stelle, erklart, eine

jede Auslegung einer Stelle mit dem Vorher
gehenden und Nachfolgenden des Ganzen, wo

von ſie ein Theil iſt, zuſammengepaßt, und
da, wo der namliche Beſtimmungsgrund des
Geſetzgebers eint ritt, auch die namliche geſetz

liche Entſcheidung gefolgert werden muß.

D5 (0)
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(a) Ein Haupteinwurf derjenigen, welche die Be

freyung der Reichtſtandiſchen Rathe in Appel
lationsſachen nicht gelten laſſen wollen.

g. 8.
Zum Ueberfluſſe legen aber auch noch die

dem J. R. A. vorausgegangenen Verhand
lungen uber das Reichsjuſtitzweſen, ein Zeug

niß vor, welches ganz allein, fur die Befrey
ung der Reichsſtandiſchen Rathe von dem Ap

pellationseyde, entſcheidend ſeyn wurde. Da
die Ausſchworung dieſes Eydes mit der Be

ſtrafung frevelhafter Appellationen in einem

untrennbaren Bande ſteht; ſo war die Frank
furter Reichsdeputation, nachdem ſie den er
ſten Gegenſtand erledigt, und Parteyen und
Advokaten zur Leiſtung des Appellationseydes

verbindlich erklarthatte, zur Berichtigung des

zweyten ubergegangen. Das Concluſum des

Reichsfurſten-Rathes erhohete die Strafe von

2. bis 20 Marklothigen Goldes nach dem Er
maſſen des Richters, undgebot, nicht allein die

Parthey; ſondern auch die Advokaten, jedoch

nur ſolche,

n„ſo nicht verpflichtete Diener ſeynd:
mit
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mit zu beſtrafen Warum dieſe
nicht? Keine andere Urſache iſt denkbar, als
weil ſie von der Ausſchworung des Enydes fret

ſeyn ſolten. Sehr natürlich, daß in dieſer
Vorausſetzung, der Vorwurf eines frevelhaft

ausgeſchwornen Enydes weder auf ſie zuruck
fallen, noch an ihnen geahndet werden konnte.

(a) von Meiern a. a. O. 9. B. h. 19. N. III. S.

241.

K. 9.
Jn eben dieſer Abſicht hat dann auch das

Kaiſerliche Reichskammergericht, von der ſonſt

allgemein verbindlichen Vorſchrift, welche die
Benennung der Advokaten in den gerichtlichen

Produkten erfordert, die Reichsſtandiſchen
Rathe durch den G. B. vom 9. Jan. 1660.
H. 3. ausdrucklich ausgenommen. Auch wird

wider dieſelben, die ſonſt verordnungsmaßige
Citatio advocati ad jurandum den Appellati

onsproceſſen nicht eingeruckt (a). Man ſchlieſſe
hieraus auf den Sinn, welchen das Reichs
kammergericht in alteren Zeiten mit dem F.

118. des J. R. A. verbunden haben muß.

n J
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